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15. Juli
2014 – Jean-Claude Juncker wird

neuer EU-Kommissionspräsident.
422 der 751 Europaparlamentarier
stimmen in Straßburg für den
früheren Luxemburger Minister-
präsidenten.

1996 – Beim Absturz eines belgi-
schen Militärflugzeuges auf dem
Flughafen der niederländischen
Stadt Eindhoven sterben 34 der 41
Insassen, darunter 28 Angehörige
einer Militärkapelle. dpa

Fahrplan für die
Reise ins Ungewisse
Karlsruher Atomtage zur Endlagersuche

Von unserem Redaktionsmitglied
Tobias Roth

Karlsruhe. Der Fahrplan steht. Wo und
wann die Reise endet, das ist allerdings
völlig offen. Sicher ist nur, am Ende soll
es in Deutschland ein Endlager für hoch
radioaktiven Atommüll geben, das den
strahlenden Abfall für eine Million Jah-
re sicher verschließt. „Das sprengt die
menschliche Vorstellungskraft“, findet
Ursula Heinen-Esser, Vorsitzende der
Endlager-Kommission, deren Mitglieder
in den vergangenen zweieinhalb Jahren
ein Verfahren erarbeitet haben, das nun
die Grundlage für die neu ge-
startete Suche ist. Das Projekt
Endlager sei aufgrund seiner
Dimension und Zeitspanne
„einmalig in der Politik“, er-
klärte Heinen-Esser gestern
Abend beim Auftakt der Karls-
ruher Atomtage, bei dem die
ehemalige CDU-Bundestags-
abgeordnete und parlamenta-
rische Staatssekretärin im
Umweltministerium den Be-
richt der Kommission vorstell-
te. Beim Zeitplan blieb Hei-
nen-Esser vorsichtig. Dass Bundesum-
weltministerin Barbara Hendricks
(SPD) bis 2031 einen Standort für das
Endlager gefunden haben will, nennt
Heinen-Esser „sportlich“.

Das Endlager soll einmal 30 000 Ku-
bikmeter hoch radioaktive Abfälle auf-
nehmen. Hinzu kommen außerdem
220 000 Kubikmeter aus der Schachtan-
lage Asse sowie 100 000 Kubikmeter
Abfälle aus der Urananreicherung, ins-
gesamt also rund 350 000 Kubikmeter,
was in etwa 10 000 Lastwagenladungen
entspricht. Das macht deutlich, von wel-
cher Größe das Endlager sein muss. Hei-
nen-Esser erklärte, dass nun in drei
Phasen der Standort für ein Endlager
eingegrenzt werden soll. Wissenschaft-
ler werden sich zunächst mit den vor-
handenen Daten über den Untergrund
Deutschlands befassen, daraus wird ge-
schlossen, welche Regionen überhaupt

infrage kommen. Diese werden dann in
der zweiten Phase obertägig erkundet,
ehe in der dritten Phase die endgültige
Entscheidung über den Standort fallen
soll. Ausgeschlossen sind allerdings Re-
gionen mit starken Bergbautätigkeiten
wie zum Beispiel das Ruhrgebiet oder
auch Erdbebenregionen wie beispiels-
weise die Rheinebene.

Neben Heinen-Esser diskutierten ges-
tern mehrere Mitglieder der Endlager-
Kommission die Ergebnisse und das
weitere Vorgehen, wobei durchaus auch
die unterschiedlichen Einschätzungen
deutlich wurden. So bleibt BUND-Vor-

sitzender Klaus Brunsmeier
skeptisch. Er hatte gegen den
Bericht der Endlager-Kom-
mission gestimmt. Es gebe
große Bereiche, in denen
man „noch nicht weitergekom-
men“ sei. KIT-Forscher Achim
Grunwald, Leiter des Instituts
für Technikfolgenabschätzung
und Systemanalyse, sieht in
dem Kommissionsbericht vor
allem ein Verfahren gewürdigt:
„Safety First“, Sicherheit zu-
erst. Der Bericht sei nicht das

Ende, sondern der Anfang einer langen
Arbeit. Für RWE-Vorstand Gerd Jäger
ist vor allem die Transparenz „bemer-
kenswert“, zudem seien die Kriterien
der Endlagersuche auch im internatio-
nalen Vergleich „sehr anspruchsvoll“.
Insgesamt hätten die Mitglieder der
Kommission „Demut gelernt vor dieser
Aufgabe“, die Auswirkungen auf viele
folgende Generationen haben werde, er-
klärte die Bundestagsabgeordnete Syl-
via Kotting-Uhl, die mit den Karlsruher
Grünen die Atomtage zum zweiten Mal
organisiert hat. Ursula Heinen-Esser
betonte, dass es zwar nun einen Fahr-
plan für das komplexe Verfahren gebe,
man nun aber auch vorankommen müs-
se, denn die Endlagersuche stehe durch-
aus unter Zeitdruck. „Wir haben das
Problem der zwischengelagerten Abfäl-
le“, sagte sie. Und die Zwischenlager
seien keinesfalls eine Dauerlösung.

WARTEN AUF DAS ENDLAGER: In Containern verpackte radioaktive Abfälle stehen auf
dem Gelände der ehemaligen Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe. Fotos: dpa/pr

gerung und europäische Atompolitik
auf dem Programm, mit dabei sind unter
anderen der schleswig-holsteinische
Umweltminister Robert Habeck (Grüne)
und die Fraktionsvorsitzende der Grü-
nen im EU-Parlament, Rebecca Harms.
Am Abend beendet die Lesung „Fessen-
heim“ mit Autor Jürgen Lodemann die
Atomtage. Weitere Infos gibt es auch im
Internet unter www.atomtage.de.

i Atomtage
Bei den Karlsruher Atomtagen steht

heute zunächst ein Jugendforum an, bei
dem rund 50 Schüler mitwirken. Am
Abend folgt das Atomtage-Kino, in der
Schauburg (Marienstraße 16) wird ab 19
Uhr der Film „Grüße aus Fukushima“
gezeigt mit anschließender Diskussion.
Morgen stehen die Themen Zwischenla-

S. Kotting-Uhl

Datenbank legt Zahlungen offen
Pharmabranche überwies Millionen an Ärzte / Zwei Drittel lehnen Veröffentlichung ab

Karlsruhe (BNN/AFP). Mehr
als 20 000 Ärzte, die im ver-
gangenen Jahr Geld für Fort-
bildungen, Vortragshonorare
und Reisespesen von der
Pharmaindustrie bekamen,
sind ab sofort in einer Daten-
bank im Internet zu finden.
„Spiegel Online“ und das
Journalistenbüro „Correctiv“
haben die Daten in einer in-
teraktiven Karte zusammen-
getragen. Die Daten sind nun
für jeden Ort und jede Region
abrufbar.

Insgesamt rund 119 Millio-
nen Euro haben die Pharma-
firmen im vergangenen Jahr
für Vortragshonorare, Bera-
tungen, Fortbildungen und
Reisespesen an etwa 71 000
Ärzte und Fachkreisangehöri-
ge bezahlt. Nimmt man die
medizinischen Institutionen
dazu, flossen sogar mehr als
575 Millionen Euro von den
Pharmakonzernen in die
Branche. Ende Juni hatten 54
Pharmakonzerne erstmals of-
fengelegt, wie viel Geld sie an
Ärzte in Deutschland zahlen.
„Spiegel Online“ und „Cor-
rectiv“ haben diese Daten
ausgewertet. In der Karte tau-
chen allerdings nur jene Medi-
ziner auf, die einer Veröffent-
lichung ihrer Namen gegenüber dem
Verein Freiwillige Selbstkontrolle Arz-
neimittelindustrie zustimmten. Zwei
Drittel stimmten demnach der Offen-
legung ihrer Namen in dem Zusammen-
hang aber nicht zu.

Gegenüber „Spiegel Online“ und
„Correctiv“ kritisierte der Arzt und Psy-
chotherapeut Klaus Lieb die Quote als
zu niedrig. „Transparenz sieht anders
aus“, erklärte das Mitglied der Arznei-
mittelkommission der deutschen Ärzte-

schaft. Das Gremium berät
die Bundesärztekammer wis-
senschaftlich in Fragen rund
um das Arzneimittelwesen.

Neben dem Geld für Vor-
träge, Fortbildungen und Be-
ratung haben Ärzte und Fach-
kreisangehörige auch Zuwen-
dungen für Sponsoring, Spen-
den und Stiftungen erhalten.
Taucht ein Arzt nicht in der
Datenbank auf, kann das ent-
weder bedeuten, dass er kein
Geld angenommen hat, oder
dass er seinen Namen nicht
veröffentlicht sehen will.
Ebenso können bestimmte
Geldgeber in der Auflistung
für einen einzelnen Empfän-
ger fehlen.

In der Branche herrsche
„große Verunsicherung“, er-
klärt eine Stimme aus der
Karlsruher Ärzteschaft ge-
genüber dieser Zeitung. „Das
Antikorruptionsgesetz bringt
die medizinische Welt völlig
durcheinander.“ Das Thema
betreffe auch Apotheker. „Die
werden auch Schwierigkeiten
bekommen, sofern sie mit
Ärzten in einem Haus sitzen.“
Täglich gingen mehrere Ein-
ladungen zu Informationsver-
anstaltungen zu dem Thema
ein. Jedes Jahr mehrtägige

Fortbildungen zu besuchen, sei in der
Ärzteschaft der Normalfall, anfallende
Übernachtungskosten hätten Firmen
übernommen, was bisher nicht straf-
bar gewesen sein. Nun aber hagele es
Anzeigen.

EINE INTERAKTIVE DATENBANK zeigt Zahlungen an Ärzte, die
der Veröffentlichung zugestimmt haben. Foto: Screenshot BNN

May hat
keine Eile

Berlin/Brüssel. An Überraschun-
gen von der britischen Insel haben
sich die 27 Partner in der EU seit
dem Brexit-Referendum schon ge-
wöhnt. Mit ihrem Regierungsteam
sorgt die frischgebackene Premier-
ministerin Theresa May nun aber
für neue Verwunderung – vor allem
wegen ihres Außenministers Boris
Johnson. Was bedeutet das „Brexit-
Kabinett“ für Deutschland und den
Rest Europas?

Die EU erwartet von der neuen
britischen Regierung vor allem
Klarheit darüber, wie es weitergeht.
Die meisten wollen, dass Premier-
ministerin Theresa May nun so
schnell wie möglich den Austritts-
antrag stellt. Dann sollen nämlich
die Verhandlungen darüber begin-
nen, wie die Beziehungen zwischen
EU und Vereinigtem Königreich
künftig aussehen. Mit der Regie-
rungsbildung sind die Grundlagen

für den Start der Austrittsgespräche
nun zwar theoretisch gelegt. May
hat aber durchblicken lassen, dass
es erst nächstes Jahr losgehen soll.
Noch hat ihre Regierung keinerlei
Verhandlungsstrategie. Und auch
keinerlei Anlass, den Antrag jetzt
schon einzureichen. Dann könnte
die EU nämlich darauf bestehen,
dass die Gespräche binnen zwei
Jahren abgeschlossen werden. So
aber gilt: Die EU muss warten.

Im Kanzleramt wird erwartet, dass
May einen strengen Brexit-Kurs
fahren wird – möglicherweise einen
strengeren als dies ein Premier-
minister Boris Johnson getan hätte.
Dem Brexit-Mann hätten einige zu-
getraut, dass er das Referendum
nach ein paar Monaten für hinfällig
erklärt. Bei May, die Zuhause noch
Zweifler überzeugen muss, vermu-
tet man das nicht. Johnson, bislang
sehr undiplomatisch, ist nun neuer
Außenminister. An seinem Image
wird er aber noch ziemlich arbeiten
müssen. Auf dem Kontinent schlug
ihm gestern offene Ablehnung ent-
gegen. Der künftige französische
Kollege Jean-Marc Ayrault hielt
ihm vor, die letzten Wochen „viel
gelogen“ zu haben. Frank-Walter
Steinmeier sprach – kurz vor John-
sons Ernennung – von „verantwor-
tungslosen Politikern“, die die Bri-
ten erst in den Brexit gelockt und
sich dann aus dem Staub gemacht
hätten. Klar, wer gemeint war. So
deutlich sagt er das nun nicht mehr.
Dafür nannte er Johnson einen „ge-
wieften Parteipolitiker“ – auch das
ein recht vergiftetes Kompliment.

Christoph Sator/Ansgar Haase

Johnsons Ernennung
trifft auf tiefe Skepsis

Südsudans Präsident
gegen weitere Truppen
Juba (dpa). Südsudans Präsident Salva

Kiir hat den von den Vereinten Nationen
(UN) geforderten verstärkten Einsatz
internationaler Truppen in dem ostafri-
kanischen Land strikt abgelehnt. Es
gebe bereits über 12 000 ausländische
Soldaten im Land, kein einziger Weite-
rer werde akzeptiert, sagte Kiir ört-
lichen Medien gestern. Der UN-Sicher-
heitsrat hatte die Bereitschaft signa-
lisiert, seinen Einsatz auszuweiten.

Pressestimmen

Innovativer Gedanke
Zum Weißbuch der Bundeswehr
folgende Kommentarauszüge:

Ursula von der Leyen will EU-
Bürgerinnen und Bürger ohne deut-
schen Pass in Uniformen stecken.
Und sie möchte den bisherigen poli-
tischen Konsens, dass Auslands-
einsätze der Bundeswehr möglichst
nur unter einem Mandat der Verein-
ten Nationen stattfinden sollten,
aufkündigen. Die Bundeswehr als
„Fremdenlegion“ mit Soldaten und
Soldatinnen ohne besondere Loya-
lität gegenüber Deutschland – kein
Wunder das Bundeswehrverband
und Wehrpolitiker dagegen Sturm
laufen. Flensburger Tageblatt

Die Bundeswehr für EU-Aus-
länder zu öffnen, ist eine gute Idee.
Vermutlich hat große Personalnot
dafür gesorgt, dass ein so innova-
tiver Gedanke Eingang in das an-
sonsten weitgehend den Status quo
beschreibende Weißbuch gefunden
hat. Und noch ist zweifelhaft, ob
das Soldatengesetz kurzfristig ge-
ändert wird, um EU-Ausländern
den Dienst in der Bundeswehr zu
ermöglichen. Da aber eine euro-
päische Armee und eine souveräne
europäische Sicherheitspolitik noch
in weiter Ferne liegen, könnte es zu-
mindest die Voraussetzung für ein
Verschmelzen der Heere in der Zu-
kunft verbessern, wenn vor allem
die deutsche und die französische
Armee Soldaten aus befreundeten
Staaten integrieren würden.

Volksstimme, Magdeburg

„NSU-Akten
freigeben“

Anwälte, Verbindungen des „Natio-
nalsozialistischen Untergrunds“ zur
Gruppierung „Blood & Honour“ und
zu der verbotenen Rechtsrock-Band
Landser zu untersuchen.

Nach Darstellung der Anwälte gebe
es darüber Protokolle von Telefonüber-
wachungen und Vernehmungen. Die
würden nahelegen, dass die Mordwaffe
vom Typ „Ceska“ aus der Schweiz nach
Jena geschmuggelt worden sein könnte.

Nach Ansicht der Wohlleben-Anwälte
könnten daran der frühere Chef der
„Blood & Honour“-Sektion Sachsen,
Jan W., und der ehemalige V-Mann
„Primus“ alias Ralf M. beteiligt ge-
wesen sein. In ihrem Antrag heißt es,
beide würden „gesondert verfolgt“.
Damit ist offenbar ein Ermittlungsver-
fahren gemeint, das die Bundesan-
waltschaft parallel zum NSU-Prozess
führt. Der Verfassungsschutz-Infor-
mant „Primus“ war in den Jahren 1992
bis 2002 zumindest im Umfeld des
NSU in Zwickau tätig und soll die
Rechtsterroristen in seinen Firmen be-
schäftigt haben.

München/Dresden (dpa). Die Vertei-
digung des mutmaßlichen NSU-Hel-
fers Ralf Wohlleben hat der Bundesan-
waltschaft vorgeworfen, entlastende
Aktenstücke bewusst zurückzuhalten
und selektiv nur belastendes Material
zum Prozess zu geben. Einer der An-
wälte von Beate Zschäpe, Mathias
Grasel, schloss sich den Vorwürfen an.

Die Verteidiger forderten die Bundes-
anwaltschaft im NSU-Prozess vor dem
Oberlandesgericht München auf,
sämtliche vertraulichen Akten aus den
derzeit noch laufenden Ermittlungen
zu den NSU-Morden vorzulegen.
Gleichzeitig forderten die Wohlleben-

Kameras für
Bahn-Mitarbeiter
Berlin (AFP). Angesichts der zuneh-

menden Gewalt gegen Mitarbeiter der
Deutschen Bahn hat das Unternehmen
einen sechsmonatigen Test mit Körper-
kameras gestartet. In der Versuchsphase
tragen zunächst Sicherheitskräfte auf
drei Berliner Bahnhöfen die sogenann-
ten Bodycams an ihren Uniformen. DB-
Sicherheitschef Hans-Hilmar Rischke
versprach gestern eine „Videoüber-
wachung mit Augenmaß“. Datenschüt-
zer haben allerdings Fragen und prüfen
die Rechtmäßigkeit.

Die Bahn verzeichnete nach eigenen
Angaben im ersten Halbjahr dieses
Jahres 950 Angriffe auf ihre Mitarbeiter,
zehn Prozent mehr als im Vorjahreszeit-
raum. Zwei Drittel der Fälle betrafen
Sicherheitskräfte des Unternehmens.
Schwere Verletzungen seien allerdings
„zum Glück“ die Ausnahme, sagte
Rischke.
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